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Die Corona-Krise hat erneut den Wert einer funktionieren-

den Verwaltung verdeutlicht. Die örtliche Daseinsvorsorge 

wird zukünftig jedoch durch den Fachkräfteengpass in den 

kommunalen Verwaltungen immer schwieriger zu gewähr-

leisten sein. Die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen 

ist eine Möglichkeit, die Qualität der öffentlichen Verwal-

tung auch mit weniger Personal sicherzustellen. Gleichzei-

tig bringt sie höhere Anforderungen an das kommunale 

Personal mit sich. Denn neben den viel beachteten techni-

schen Voraussetzungen liegt der Schlüssel für die erfolg-

reiche digitale Transformation der Verwaltung beim Perso-

nal. Kommunen müssen deshalb strategisch in den Wett-

bewerb um gefragte IT-Fachkräfte eintreten, um die wach-

senden Bedarfe nach qualifiziertem Personal decken zu 

können. Dazu müssen einerseits mehr Spielräume bei der 

Vergütung und den Aufstiegschancen innerhalb der Ver-

waltung geschaffen werden. Andererseits können ein kon-

sequenter Ausbau von Fort- und Weiterbildungsangebo-

ten und ein modernes Arbeitsumfeld die Expertise und Zu-

friedenheit der Mitarbeiter langfristig sicherstellen. Diese 

erhöhte Leistungsfähigkeit der Verwaltung wird benötigt, 

um die kommunale Daseinsvorsorge langfristig zu sichern. 

Die Digitalisierung verändert nahezu alle Bereiche des ge-

sellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens. Auch die Kom-

munen und ihre Verwaltungen müssen sich dem digitalen 

Wandel stellen. Gerade die Corona-Krise untermauert das 

große Potenzial, das digitale Anwendungen für die öffentli-

che Verwaltung haben können, aber auch die noch vielerorts 

bestehenden Digitalisierungsdefizite.1 Immerhin erwarten 

91 % der in einer Ad-hoc-Umfrage zum KfW-Kommunalpanel 

2020 antwortenden Kommunen einen Digitalisierungsschub 

durch die Corona-Krise.2    

Im Fokus der öffentlichen Debatte um die Digitalisierung der 

Verwaltung liegt häufig die Hard- und Software. Der Erfolg 

von Digitalisierungsprojekten hängt jedoch auch vom Perso-

nal ab, das in der Verwaltung digitale Anwendungen entwi-

ckelt oder damit arbeitet. Gerade hier sehen viele Kommu-

nen Herausforderungen: Im KfW-Kommunalpanel 2020 ge-

ben sowohl unter finanzstarken wie -schwachen Kommunen 

fast 60 % an, dass es ihnen an Digitalisierungsexpertise 

fehlt, nur 15–20 % sehen das nicht so (Grafik 1). Zum Ver-

gleich, nur rd. 33 % der befragten Kommunen sehen Defizite 

bei der digitalen Infrastruktur. Die Digitalisierung der Verwal-

tung wird daher nicht nur durch monetäre, sondern zuneh-

mend durch personelle Engpässe gebremst.  

Im Zentrum dieses Beitrags steht deshalb die Frage, welche 

Herausforderungen die Digitalisierung für die Kommunalver-

waltung mit sich bringt und wie die öffentliche Verwaltung die 

dafür benötigte Expertise gewinnen kann. 

Grafik 1: Fast 60 % der Kommunen fehlt es an Expertise 

und Personal für die Digitalisierung 

 

Lesehilfe: Dargestellt ist der Anteil der befragten Kommunen, die der jeweili-

gen Aussage zustimmen.  

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2020.  

Fachkräftemangel in den Kommunen schon heute groß 

Mit 1,3 Mio. Beschäftigten ist die kommunale Ebene nach 

den Bundesländern der größte Arbeitgeber im öffentlichen 

Sektor.3 Das Durchschnittsalter der Beschäftigten im öffentli-

chen Dienst der Kommunen ist dabei überdurchschnittlich 

hoch. In den nächsten Jahren werden deutlich mehr Ange-

stellte in Rente gehen als ausgebildet werden.4 Somit stehen 

die Kommunen früher noch als viele andere Behörden vor 

enormen demografischen Herausforderungen, denn die Per-

sonallücke lässt sich bislang nicht über Neueinstellungen 

schließen.5 Schätzungen gehen von 816.000 langfristig un-

besetzten Stellen im gesamten öffentlichen Sektor im Jahr 

2030 aus, 151.000 davon allein für typische Verwaltungsstel-

len, die häufig in Kommunen zu finden sind.6 Ob die kommu-

nale Verwaltung den heutigen Aufgabenumfang auch mit 

deutlich weniger Personal in Zukunft überhaupt bewältigen 

kann, ist zumindest fraglich.  

Als ein Teil der Lösungsstrategie wird oft die Digitalisierung 

der Verwaltung diskutiert.7 Durch digitale Anwendungen kön-

nen die Verlässlichkeit, Effizienz und Qualität der Verwal-

tungsdienstleistungen erhöht werden. Gleichzeitig steigen mit 

0 %

10 %

20 %

30 %

40 %

50 %

60 %

70 %

Stimme zu Teils / teils Stimme nicht zu

E
s
 f

e
h
lt 

a
n
 K

n
o
w

h
o
w

, E
x
p
e
rt

is
e
 u

n
d
 P

e
rs

o
n
a
l

Finanzstarke Kommunen Finanzschwache Kommunen

 

KfW Research 
Fokus Volkswirtschaft 

 

 

  Digitalisierung und Fachkräftemangel 
erfordern neue Personalpolitik in Kommunen  

 

 
  

mailto:stephan.brand@kfw.de
mailto:johannes.steinbrecher@kfw.de


KfW Research 

Seite 2 

der Digitalisierung aber auch die Anforderungen an das Per-

sonal, z. B. mit Blick auf die IT-Kompetenzen.8 Digitalisierung 

ist für die öffentliche Verwaltung im Allgemeinen und die Per-

sonalpolitik der Kommunen im Besonderen somit Chance 

und Herausforderung zugleich.9  

Erfolgreiche Digitalisierung erfordert neue Kompetenzen 

Um die Folgen der digitalen Transformation für den künftigen 

Personalbedarf der Verwaltung besser absehen zu können, 

bietet sich ein Blick auf Wirtschaftsbereiche an, die vom Auf-

gabenspektrum her mit der öffentlichen Verwaltung ver-

gleichbar sind und deren Digitalisierungsvorhaben bereits 

weiter fortgeschritten sind. Eine geeignete Vergleichsbranche 

ist beispielsweise die Versicherungswirtschaft. Hier finden 

sich viele Arbeitsprozesse – Prüfvorgänge, Dokumentation 

und Archivierung von Vorgängen oder Kundendienst – die in 

ähnlicher Form auch in der öffentlichen Verwaltung durchge-

führt werden. Gleichzeitig weist die demografische Komposi-

tion der Belegschaft in vielen Alterskohorten Übereinstim-

mungen zum öffentlichen Dienst auf (Grafik 2). 

Grafik 2: Demografische Herausforderung des öffentli-

chen Dienstes und der Versicherungsbranche 

 

Lesehilfe: Abgebildet ist die relative Abweichung der demografischen Alters-

struktur des öffentlichen Dienstes sowie der Angestellten im Innendienst von 

Versicherungen im Vergleich zu allen sozialversicherungspflichtig Beschäftig-

ten in Deutschland. Werte größer als 0 % zeigen, dass die entsprechenden Al-

tersgruppen überrepräsentiert sind.  

Quellen: AGV, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.  

Allerdings haben die Versicherungen bereits frühzeitig mit 

der Digitalisierung klassischer Verwaltungstätigkeiten begon-

nen und arbeiten heute weniger personalintensiv. So wurde 

im Innendienst seit 2002 beinahe jede 5. Stelle eingespart, 

während die Jahresumsätze weiter stiegen.10 Der Einsatz di-

gitaler Lösungen hat zu dieser Entwicklung einen substanzi-

ellen Beitrag geleistet.11  

Betrachtet man die Entwicklung des Personalbestands im 

Versicherungswesen genauer, zeigt sich, dass sich die Be-

legschaft nicht nur in ihrer Größe, sondern auch in ihrem Pro-

fil gewandelt hat. Die Akademikerquote ist seit 2004 von 15,2 

auf 22,8 % gestiegen. Das entspricht einem Anstieg um rund 

die Hälfte. Die Zahl der studierten Informatiker hat sich sogar 

mehr als verfünffacht.12 Auch Absolventen anderer MINT-

Studiengänge sowie Wirtschaftswissenschaftler wurden 

durch die Branche deutlich stärker nachgefragt. 

Kommunale Verwaltungsarbeit wird komplexer 

Aufgrund des vergleichbaren Aufgabenprofils in der öffentli-

chen Verwaltung ist eine ähnliche Personalbedarfsentwick-

lung im öffentlichen Dienst denkbar. Das verdeutlicht auch 

die Entwicklung in Österreich, das beim eGovernment in vie-

len Bereichen deutlich weiter als Deutschland ist.13 Dort 

wurde seit 1999 jeder 7. Arbeitsplatz in der Verwaltung durch 

den Einsatz digitaler Technik und schlanker strukturierter 

Prozesse abgebaut.14 Gleichzeitig war ebenfalls ein stetiger 

Anstieg der Akademikerquote zu beobachten.  

Digitalisierung kann also dazu beitragen, Teile der kommuna-

len Verwaltungsarbeit mit weniger Personal zu bewältigen. 

Dies kann helfen, den Fachkräftemangel in den Verwaltungs-

berufen zu lindern.15 Diese Chance können die deutschen 

Kommunen aber nur ergreifen, wenn sie gleichzeitig über ein 

ausgeprägtes technisches und prozessorientiertes Problem-

bewusstsein verfügen. So müssen beispielsweise die lang-

fristigen Auswirkungen von Prozessumstellungen bewertet  

oder Beschaffungs- und Vergabeentscheidungen mit Blick 

auf daraus resultierende Pfadabhängigkeiten getroffen wer-

den.16 Derartige Steuerungs- bzw. Projektmanagementfähig-

keiten können in der Verwaltung bislang häufig nicht voraus-

gesetzt werden.17    

Insgesamt wird mit der Digitalisierung das Komplexitätsni-

veau der verbleibenden (und neu dazukommenden) Verwal-

tungsaufgaben eher steigen, was innerhalb der Verwaltung 

neue Kompetenzen erfordert und sich auch in einem wach-

senden Bedarf an Fachkräften und Akademikern äußert. Da-

bei ist der bis 2030 erwartete Fachkräftemangel in keiner Be-

rufsgruppe so gravierend wie unter den akademischen Fach-

kräften für die Informations- und Kommunikationstechnik.18 

Für das Personalmanagement der öffentlichen Arbeitgeber 

stellt sich daher die Frage, wie die Arbeit in der Verwaltung 

speziell für diese Zielgruppen attraktiver gestaltet werden 

kann, um sich im Wettbewerb mit anderen Arbeitgebern bes-

ser behaupten zu können.  

Positive Wahrnehmung des öffentlichen Dienstes unter-

scheidet sich nach Studienrichtungen 

Positiv ist, dass das Angebot an Hochqualifizierten in den 

letzten Jahrzehnten stetig gestiegen ist.19 Von Vorteil dürfte 

auch sein, dass der Staat von 26 % der Studierenden als be-

sonders attraktiv für die eigenen beruflichen Pläne angese-

hen wird. Vor allem der Aspekt der Arbeitsplatzsicherheit hat 

durch die Corona-Krise nochmal an Bedeutung gewonnen.20 

Der öffentliche Dienst ist damit zurzeit der beliebteste Arbeit-

geber. Das gilt auch für Studierende mit exzellenten Leistun-

gen. Die Kommunen profitieren von dieser Wahrnehmung je-

doch weniger stark und fallen in ihrer Anziehungskraft gegen-

über Bund und Ländern deutlich ab.21 Und auch die positive 

Wahrnehmung der Arbeit im öffentlichen Dienst gilt nicht für 
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alle Studienrichtungen gleichermaßen. Unter angehenden In-

formatikern, also jenem Bereich, der für die Digitalisierung 

besonders gefragt ist, wird der öffentliche Dienst nur von 9 % 

als besonders attraktiv angesehen.22 

Verbesserung der Verdienst- und Karriereperspektiven 

als Teil einer weiter gehenden Fachkräftestrategie 

Ein Grund für die geringe Wahrnehmung des öffentlichen 

Dienstes als Arbeitgeber für MINT-Fachkräfte könnte in der 

bislang geringen inhaltlichen Schnittmenge der Studienfä-

cher mit dem "Tagesgeschäft“ der Verwaltung zu finden sein. 

Dies liegt einerseits an den Arbeitsschwerpunkten: Die stark 

juristisch und bürokratisch geprägte Verwaltung hat bislang 

nur wenig Anwendungsfälle für methodisch bzw. analytisch 

geprägte Disziplinen wie Informatiker oder Naturwissen-

schaftler. Andererseits lässt der Personalschlüssel, der ge-

rade in Kommunen stark auf den einfachen und mittleren 

Dienst ausgerichtet ist, bislang ohnehin nur relativ wenig 

Spielraum für die Einstellung von Akademikern (Grafik 3). 

Grafik 3: Bei Kommunen dominiert bislang der mittlere 

und einfache Dienst den Stellenplan 

 

Lesehilfe: Dargestellt ist der Anteil der Laufbahngruppen je föderaler Ebene 

laut Personalstatistik.  

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Von den Beschäftigten in der kommunalen Verwaltung sind 

über 90 % im einfachen oder mittleren Dienst eingruppiert, 

weniger als 7 % hingegen im höheren Dienst.23 Die dadurch 

eingeschränkten Karrieremöglichkeiten und die damit ver-

bundenen Gehaltsunterschiede sind eine zentrale Herausfor-

derung bei der Gewinnung und Bindung von Fachkräften. 

Denn einem Aufstieg in der Verwaltung stehen bislang auch 

oft formale Hürden im Wege, z. B. Personalverantwortung als 

Voraussetzung für die höchsten Entgeltgruppen. Spezialis-

tenkarrieren, die eine hohe Vergütung aufgrund der Komple-

xität der Aufgaben und nicht wegen der Zahl der Untergebe-

nen oder der Dienstjahre rechtfertigen, spielen im öffentli-

chen Dienst bisher kaum eine Rolle.24 Die Kommunalverwal-

tungen stehen also in einem doppelten Wettbewerb: Sie kon-

kurrieren einerseits mit anderen Behörden bzw. föderalen 

Ebenen um Fachkräfte und stehen andererseits regional in 

starkem Wettbewerb mit der Privatwirtschaft.25  

Glücklicherweise ist das Gehalt zwar ein wichtiger, aber nicht 

der einzige Faktor für die Attraktivität einer Stelle. Die öffentli-

che Verwaltung muss grundsätzlich nicht vollumfänglich mit 

den Gehältern der Privatwirtschaft konkurrieren, um erfolg-

reich Fachkräfte anzuwerben. Als Arbeitgeber bringt der öf-

fentliche Dienst andere gewichtige Pluspunkte mit, die Ge-

haltsnachteile teilweise kompensieren können.26  

Hinzu kommt, dass zumindest der höhere Dienst Einkom-

mensperspektiven bietet, die durchaus wettbewerbsfähig 

sein können (Grafik 4). Zwar fallen die Einkommensdifferen-

zen beispielsweise in zentralen IT-Berufsprofilen mit zuneh-

mender Berufserfahrung tendenziell zu Ungunsten öffentlich 

Beschäftigter aus, die Differenzen bleiben mit maximal 15 % 

aber selbst in der „Einstiegsstufe“ des höheren Dienstes 

(TVÖD E-13) überschaubar. Eine entsprechend höhere Ein-

gruppierung kann die Differenzen sogar noch weiter reduzie-

ren.27 Eine fehlende Wettbewerbsfähigkeit der Vergütung 

dürfte also eher auf zu niedrige Eingruppierungen zurückzu-

führen sein als auf grundsätzlich zu niedrige Gehaltsniveaus 

im öffentlichen Dienst. Die kommende Renteneintrittswelle 

bietet für die Personalplanung bei allen anderen damit ver-

bundenen Herausforderungen auch Möglichkeiten, den kom-

munalen Stellenschlüssel hin zu einem größeren Anteil des 

höheren Dienstes anzupassen. Das Personalbudget, das 

durch nicht notwendige oder mögliche Nachbesetzungen im 

einfachen und mittleren Dienst frei wird, bietet dafür einen 

gewissen finanziellen Spielraum. 

Auch ein modernes Arbeitsumfeld macht die Verwaltung 

für Fachkräfte attraktiver 

Neben der Vergütung und den Karriereperspektiven muss 

sich für eine erfolgreiche Fachkräftegewinnung auch das Ar-

beitsumfeld in der öffentlichen Verwaltung weiter ändern. Die 

Vorstellungen, die Studierende der MINT-Fächer von ihrem 

Arbeitgeber haben, weichen von den Vorstellungen klassi-

scher Zielgruppen wie zum Beispiel Verwaltungswissen-

schaftlern ab: Während die üblicherweise genannten Vorteile 

öffentlicher Arbeitgeber wie Arbeitsplatzsicherheit und Ge-

meinwohlorientierung für MINT-Fachkräfte eine weniger 

wichtige Rolle spielen, sticht der Wunsch nach moderner  

IT-Ausstattung und der Bereitschaft kreative und pragmati-

sche Lösungen zu entwickeln hervor.28 Insofern würde ein 

modernes Arbeitsumfeld und eine flexiblere Arbeitsweise – 

was auch Voraussetzungen für den Erfolg digitaler Transfor-

mation sind29 – ebenfalls die Attraktivität des Arbeitgebers 

Verwaltung für diese Fachgruppen steigern. 

Fort- und Weiterbildung als zentrale Säulen des Exper-

tiseaufbaus und der Fachkräftesicherung 

Neben der Arbeitsplatzausstattung können auch individuelle 

Weiterbildungen die Zufriedenheit der Belegschaft steigern. 

Gleichzeitig tragen sie dazu bei, das Fachwissen auszu-

bauen bzw. aktuell zu halten. Der Blick in die Privatwirtschaft 

zeigt, dass Fort- und Weiterbildungsangebote durch die Digi-

talisierung stark an Bedeutung gewonnen haben.30 Denn auf-

grund der kurzen Halbwertszeit von technologischem Wissen 

sind fachliche Fortbildungsmaßnahmen eine kontinuierliche 

Aufgabe.31  
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Grafik 4: Einkommensperspektiven des öffentlichen Dienstes in vielen Bereichen durchaus wettbewerbsfähig 

 

Lesehilfe: Abgebildet sind die relativen Gehaltsdifferenzen der Vergütung nach TVÖD 13 im Vergleich zur Privatwirtschaft für ausgewählte Berufserfahrungen. Die 

zu Grunde liegende öffentliche Vergütung richtet sich dabei nach einem planmäßigen Stufenaufstieg gemäß § 16 (4) TVöD. Positive Werte bedeuten, dass das 

Gehalt im öffentlichen Dienst um den abgebildeten Prozentsatz über dem im Stepstone-Gehaltsreport genannten Durchschnittsgehältern des entsprechenden 

Arbeitsbereichs liegt. Negative Werte deuten hingegen auf einen Einkommensnachteil öffentlich Beschäftigter in diesem Bereich hin.   

Quellen: Stepstone Gehaltsreport 2020, TVöD, eigene Berechnungen. 

Auch können Weiterbildungen, die auf neue Aufgaben vorbe-

reiten (z. B. Projektmanagement oder Personalführung), die 

Motivation steigern, gerade wenn sie neue Karriereperspekti-

ven ermöglichen.32 Ein konsequenter Ausbau von Fort- und 

Weiterbildungsangeboten im öffentlichen Dienst könnte also 

ein zentraler Baustein sein, um insbesondere für IT-Fach-

kräfte als Arbeitgeber attraktiver zu werden.33 Gleichzeitig ist 

er elementar, um den kontinuierlichen Prozess der Digitali-

sierung im Tagesgeschäft gewinnbringend zu gestalten.34   

Ohne langfristige Personalplanung und interkommunale 

Zusammenarbeit wird es nicht gehen 

Selbst wenn der öffentliche Dienst mehr als bislang in Gehalt 

und Rahmenbedingungen für die benötigten Fachkräfte in-

vestiert, wird sich die Lücke nicht vollständig schließen las-

sen. Auch in der Privatwirtschaft stieg die Zahl der unbesetz-

ten IT-Stellen allein 2019 auf 124.000.35 Auf dem IT-Fach-

kräftemarkt herrscht ein spürbares Unterangebot, das sich in 

den kommenden Jahren weiter zuspitzen dürfte. Gerade des-

halb ist es für die öffentlichen Arbeitgeber wichtig, auf erwart-

bare Personalbedarfe weitsichtig zu reagieren und die ge-

samte Klaviatur der Personalgewinnung zu bespielen.36 Bei-

spielsweise indem eine frühzeitige Kontaktaufnahme durch 

Praktika, duale oder Werkstudienstellen sowie auf Berufs-

messen die Sichtbarkeit öffentlicher Arbeitgeber bei Berufs-

einsteigern verbessert und das vorhandene Ausbildungspo-

tenzial ausgereizt wird.37  

Für die Ausbildung sollten dabei, ebenso wie für das Studium 

an Verwaltungshochschulen, die Aspekte der Digitalisierung 

eine wichtigere Rolle spielen.38 Dies wird nur umsetzbar sein, 

wenn neben den Kommunen die anderen Akteure der beruf-

lichen Bildung im öffentlichen Sektor mitziehen.39 Doch auch 

die Mammutaufgaben innerhalb der Verwaltung werden nur 

von den wenigsten Kommunen in Eigenregie zu bewältigen 

sein. Denn für den benötigten Ausbau der Aus- und Weiter-

bildung oder die Entwicklung einer umfassenden Fachkräfte-

gewinnungsstrategie fehlen einzelnen (tendenziell kleineren) 

Kommunen häufig die finanziellen und personellen Kapazitä-

ten.40 Durch Kooperation zwischen Kommunen oder mit 

Bund und Ländern könnte diese Aufgabe mit gebündelter 

Schlagkraft angegangen werden.41  

Fazit 

Für die erfolgreiche digitale Transformation der Verwaltung 

ist das Personal ein entscheidender Faktor. Kommunen müs-

sen strategisch in den Wettbewerb um gefragte Fachkräfte 

eintreten, um die wachsenden Bedarfe nach qualifiziertem 

Personal zu decken. Der Stellenschlüssel und die Gehalts-

höhe sind dabei zwei Stellschrauben. Aber über die Höhe 

der Vergütung allein lässt sich der Fachkräftemangel nicht 

beheben. Um sich zu einem attraktiven Arbeitgeber für die 

Zielgruppe zu entwickeln, müssen Spezialisten mehr Ent-

wicklungs- und Karrieremöglichkeiten im öffentlichen Dienst 

haben. Dies schließt sowohl (finanzielle) Aufstiegschancen 

im Lauf des Berufslebens als auch die Aussicht auf an-

spruchsvolle, abwechslungsreiche Aufgaben ein. Diese Ent-

wicklungsmöglichkeiten sollten mit dem Ausbau von Fort- 

und Weiterbildungsangeboten verknüpft werden. Dies stei-

gert, wie auch die Modernisierung des Arbeitsumfelds, nicht 

nur die Attraktivität der Verwaltung für digitale Fachkräfte, 

sondern wirkt sich auch auf anderem Wege positiv auf die 

Verwaltung aus: Zum einen sind sie entscheidend für den Er-

folg von Digitalisierungsprojekten. Und zum anderen be-

schränkt sich die Wirkung nicht nur auf die Zielgruppe der IT-

Fachkräfte, sondern verbessert die Wahrnehmung des Ar-

beitgebers Kommunen auch für andere Fachrichtungen so-

wie für das vorhandene Personal. Dadurch lässt sich die Mo-

tivation und Leistungsfähigkeit der gesamten Verwaltung er-

höhen, um die Erbringung der kommunalen Daseinsvorsorge 

langfristig zu sichern. 
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1 Siehe dazu beispielsweise Nationaler Normenkontrollrat (2020): Monitor Digitale Verwaltung #4. 

2 Vgl. Krone, E. und H. Scheller (2020): KfW-Kommunalpanel 2020, KfW Research 

3 Eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt (2020): Fachserie 14 Reihe 6, Tabelle 2.3.1 Beschäftigte am 30.06.2019 nach Alter und Beschäftigungsbereichen. 

4 Die Ausbildungsquote innerhalb des kommunalen öffentlichen Dienstes liegt bei 3,7 % und ist seit dem Jahr 2000 rückläufig. Die dreijährige Ausbildung ist rechnerisch klar davon entfernt, 
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